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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 18. 


(Nr. 7988.) Geſetz, betreffend eine Zuſatzbeſtimmung zum Artikel 74. der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vom 31. Januar 1850. und zur Verordnung wegen Bildung der 
Erſten Kammer vom 12. Oktober 1854. Vom 27. März 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 1. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Artikel J. 
Dem Artikel 74. der Verfaſſungs⸗-Urkunde vom 31. Januar 1850. und 

der Verordnung wegen Bildung der Erſten Kammer vom 12. Oktober 1854. 
tritt folgender Zusatz hinzu: 

Der Präſident und die Mitglieder der Ober⸗Rechnungskammer können 

nicht Mitglieder eines der beiden Häuſer des Landtages ſein. 


Artikel II. 


1 Dieſes Geſetz tritt in Kraft gleichzeitig mit dem Geſetz, betreffend die Ein- 
richtung und die Befugniſſe der Ober⸗Rechnungskammer. 1 


. Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. h chf ß 


Gegeben Berlin, den 27. März 1872, 
(L. S.) Wilhelm. 


dürft v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 
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9 (Nr. 7989.) Geſetz, betreffend die Einrichtung und die Befugniſſe der Ober-Rechnungs- 


kammer. Vom 27. März 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen n. 


verordnen, auf Grund des Artikels 104. der Verfaſſungs⸗Urkunde, mit Zuſtim⸗ 
mung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 


36-1, 

Die Ober⸗Rechnungskammer ift eine dem Könige unmittelbar untergeord⸗ 
nete, den Miniſtern gegenüber ſelbſtſtändige Behörde, welche die Kontrole des 
geſammten Staatshaushalts durch Prüfung und Feſtſtellung der Rechnungen 
über Einnahmen und Ausgaben von Staatsgeldern, über Zugang und Abgang 
von Staatseigenthum und über die Verwaltung der Staatsſchulden zu führen hat. 


§. 2. 


Die Ober⸗Rechnungskammer beſteht aus einem Präſidenten und der erfor⸗ 
derlichen Zahl von Direktoren und Räthen. J 
Dieſelben werden von dem Könige ernannt, der Präſident auf den Vor 
chlag des Staatsminiſteriums, die Direktoren und Räthe auf den Vorſchlag des 
räſidenten der Ober⸗Rechnungskammer unter Gegenzeichnung des Vorſitzenden 
des Staatsminiſteriums. 
$. 3. 


Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, Brüder und 
Schwäger dürfen nicht zugleich Mitglieder der Ober⸗Rechnungskammer ſein. 


. 4. 


Nebenämter oder mit Remuneration verbundene Nebenbeſchäftigungen 
dürfen dem Präſidenten und den Mitgliedern der Ober-Rechnungskammer weder 
übertragen noch von ihnen übernommen werden. 

Ebenſowenig können die gedachten Beamten Mitglieder eines der Häuſer 
des Landtages ſein. 

$. 5. 


der Geſetze über die Dienſtvergehen der Richter u. ſ. w. vom 7. Mai 1851. 
Geſetz-Samml. S. 218.) und vom 26. März 1856. (Geſetz⸗Samml. S. 201.) 
unter folgenden näheren Beſtimmungen. 

Das Obertribunal iſt das zuftändige Disziplinargericht für den Präſidenten, 
die Direktoren und die übrigen Mitglieder der Ober⸗Rechnungskammer. Die im 
$. 13. des Geſetzes vom 7. Mai 1851. vorgeſchriebene Mahnung an Direktoren 
und Räthe der Ober⸗Rechnungskammer zu erlaſſen, ſteht dem Präſidenten der⸗ 


ſelben zu. 
N Die 


e Die Mitglieder der Ober⸗Rechnungskammer unterliegen den Vorſchriften 
SE 


0 
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Die im F. 58. ebendaſelbſt vorgeſchriebene Verrichtung wird in Anſehung 
des Präſidenten der Ober⸗Rechnungskammer von dem erſten Präſidenten des 
Obertribunals auf Grund eines Beſchluſſes dieſes Gerichtshofes (F. 59. a. a. O.), 
in Anſehung der übrigen Mitglieder von dem Präſidenten der Ober⸗Rechnungs⸗ 
kammer wahrgenommen. 

Die unfreiwillige Verſetzung eines Mitgliedes der Ober⸗Rechnungskammer 
kann mit Beibehaltung ſeines Ranges in ein richterliches oder in ein anderes 
Amt der höheren Verwaltung, für welches daſſelbe die geſetzliche Qualifikation 
befigt, erfolgen. 

Der in Gemäßheit des §. 54. des Geſetzes vom 7. Mai 1851. vorzu⸗ 
legende Befehl wird vom Staatsminiſterium erlaſſen. 

In dem Falle des $. 63. a. a. O. wird der Beſchluß, wenn er den Prä⸗ 
ſidenten betrifft, dem Staatsminiſterium, wenn er andere Mitglieder der Ober⸗ 

echnungskammer betrifft, dem Präſidenten derſelben überſendet. 

i Im Uebrigen ſtehen dem Präſidenten der Ober⸗Rechnungskammer in Be: 
ziehung auf die Mitglieder gleiche Befugniſſe zu, wie dem Juſtizminiſter in Be⸗ 
ziehung auf richterliche Beamte zuſtehen. 


$. 6. 


Alle Beamten der Ober⸗Rechnungskammer, mit Ausſchluß der Mitglieder, 
ernennt der Präſident und übt über dieſelben die Disziplin mit den Befugniſſen 
aus, welche den Miniſtern rückſichtlich der ihnen untergeordneten Beamten zuſtehen. 

Die entſcheidende Disziplinarbehörde für dieſelben iſt die Ober⸗Rechnungs⸗ 
kammer, welche im Plenum unter Theilnahme von mindeſtens ſieben Mitgliedern, 
einſchließlich des Vorſitzenden, und im Uebrigen nach dem für das Obertribunal 
gültigen Disziplinarverfahren, in der Sache aber nach den Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes über die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten vom 21. Juli 1852. 
Geſetz-Samml. S. 465. ff.) endgültig entſcheidet. 


§. 7. 
Der Geſchäftsgang bei der Ober⸗Rechnungskammer wird durch ein Re⸗ 
Qulativ geregelt, welches auf Vorſchlag der Ober⸗Rechnungskammer und des 
Staatsminiſteriums durch Königliche Verordnung erlaſſen und dem Landtage zur 
enntnißnahme mitgetheilt wird. In dem Regulativ ſollen beſonders auch die 
eſtimmungen enthalten fein, welche zur Geſchaͤftsleitung des Präſidenten erfor⸗ 
derlich ſind. Bis zum Erlaß dieſes Regulativs bleiben die bisher ergangenen 
Inſtruktionen über den Geſchäfts ang in ſo weit in Kraft, als ſie mit den in 
dieſem Geſetz feſtgeſtellten Grundſätzen kollegialiſcher Berathung und den übrigen 
Vorſchriften dieſes Geſetzes vereinbar ſind. 


$. 8. 

Die Ober⸗Rechnungskammer faßt ihre Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit der 
Mitglieder, einſchließlich des Vorſitzenden, welcher bei gleicher Theilung der 
Stimmen den Ausſchlag giebt. 

(Nr, 7989.) 38* Die 
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5 Die kollegialiſche Berathung und Beſchlußfaſſung iſt jedenfalls erforderlich, 
enn 
1) an den König Bericht erſtattet, 
2) die für die Häuſer des Landtages beſtimmten Bemerkungen (F. 18.) 
feſtgeſtellt, 
3) allgemeine Grundſätze aufgeſtellt oder beſtehende abgeändert, 
4) allgemeine Inſtruktionen erlaſſen oder abgeändert, 


5) über Anordnungen der oberſten Verwaltungsbehörden Gutachten ab’ 
gegeben werden ſollen. 


. 9. 


Der Reviſion durch die Ober⸗Rechnungskammer unterliegen zuvörderſt alle 
diejenigen Rechnungen, durch welche die Ausführung des feſtgeſtellten Staatshaus⸗ 
halts⸗Etats (Artikel 99. der Verfaſſungsurkunde) und der ſämmtlichen Etats und 
be, ale Unterlagen, auf welchen derſelbe beruht, dargethan wird, insbeſon⸗ 

ere alſo: 


1) die Rechnungen der Staatsbehörden, Staatsbetriebsanſtalten und ſtaat⸗ 
lichen Inſtitute über Einnahmen und Ausgaben von Staatsgeldern ) 


2) ſoweit nicht in einzelnen Fällen ſtatutariſche oder vertragsmäßige Be⸗ 
ſtimmungen eine Ausnahme begründen, die Rechnungen aller derjenigen 
nicht ſtaatlichen Inſtitute, welche aus Staatsmitteln unterhalten werden , 
oder veränderliche Zuſchüſſe nach Maßgabe des Bedürfniſſes aus der 
Staatskaſſe erhalten, oder mit Gewährleiſtung des Staates verwaltet 
werden, ſobald und ſo lange dieſe Garantie verwirklicht werden ſoll. 


Der Ober⸗Rechnungskammer wird namentlich unter Aufhebung der ent- 
n Anordnungen die Reviſion der von der Seehandlung geführten 
alanzen und Bücher übertragen. Hinſichtlich der Rechnungen der Preußiſchen 
Bank bewendet es vorläufig bei den beſtehenden Anordnungen. Die Rechnungen 
der Kaſſe der Ober⸗Rechnungskammer werden von dem Präſidenten derſelben 
revidirt und mit den Reviſionsbemerkungen den beiden Häuſern des Landtages 
zur Prüfung und Decharge vorgelegt. 

Ausgenommen von der Reviſion durch die Ober⸗Rechnungskammer ſind 
allein die Rechnungen über die in dem Etat für das Büreau des Staatsmini⸗ 
ſteriums zu allgemeinen politiſchen Zwecken und in dem Etat des Miniſteriums 
des Innern zu geheimen Ausgaben im Intereſſe der Polizei ausgeſetzten Fonds. 


$. 10. 


Zur Reviſion der Ober⸗Rechnungskammer gelangen ferner: 

1) die Rechnungen der Staatsbehörden, Staatsbetriebsanſtalten und ſtaat⸗ 
lichen Inſtitute über Naturalien, Vorräthe, Materialien und überhaupt 
das geſammte nicht in Gelde beſtehende Eigenthum des Staates; >) d 

ie 


3 
2) die Rechnungen derjenigen Inſtitute, Anſtalten, Stiftungen und Fonds, 
welche lediglich von Staatsbehörden oder durch von Staatswegen an⸗ 
geſtellte Beamte, ohne Konkurrenz der Intereſſenten bei der Rechnungs- 
abnahme und Quittirung, verwaltet werden, gleichviel, ob fie Zuſchuͤſſe 
vom Staate erhalten oder nicht. 

Inwieweit den zu 1. erwähnten Rechnungen die Inventarien beizufügen 
find" oder nur deren regelmäßige Führung nachzuweisen iſt, bleibt der Be⸗ 
ſtimmung der Ober⸗Rechnungskammer nach Verſchiedenheit der Kaſſen und 
Inſtitute überlaſſen. 5211 


Von den in den $$. 9. und 10. bezeichneten Rechnungen iſt die Ober⸗ 
Rechnungskammer berechtigt, diejenigen, welche von untergeordneter Bedeutung 
ſind, innerhalb der bisher beſtandenen Grenzen von ihrer regelmäßigen Prüfung 
auszuſchließen, und die Reviſion ſowie die Dechargirung derſelben den Ver⸗ 
waltungsbehörden zu überlaſſen, bis darüber bei eintretendem Bedürfniß durch 
Königliche Verordnung anderweitige Verfügung getroffen wird; die Ober⸗Rech⸗ 
nungskammer ſoll jedoch von Zeit z Zeit dergleichen Rechnungen und Nach⸗ 
weiſungen einfordern, um ſich zu ü erzeugen, daß die Verwaltung der Fonds, 
worüber ſie geführt werden, vorſchriftsmäßig erfolge. 

Etwaige Abänderungen in dem Verzeichniß der zur Zeit von der regel. 
mäßigen Prüfung der Ober⸗Rechnungskammer ausgeſchloſſenen Rechnungen And 
dem Landtage jedesmal in kürzeſter Friſt zur Kenntniß zu bringen. 


$. 12. 
Die Reviſion der Rechnungen iſt außer der Rechnungsjuſtifikation noch 
beſonders darauf zu richten: 

a) ob bei der Erwerbung, der Benutzung und der Veräußerung von Staats⸗ 
eigenthum und bei der Erhebung und Verwendung der Staatseinkünfte, 
Abgaben und Steuern, nach den beſtehenden Geſetzen und Vorſchriften, 
unter genauer Beachtung der maßgebenden Verwaltungsgrundſätze ver⸗ 
fahren worden iſt . 8 N 

b) ob und wo nach den aus den Rechnungen zu beurtheilenden Ergebniſſen 
der Verwaltung put Beförderung des Staatszweckes Abänderungen nöthig 
oder rathſam ſind. ö 

a 5 13. 


„Die Ober⸗Rechnungskammer iſt berechtigt, von den Behörden jede, bei 
Prüfung der Rechnungen und Nachweiſungen für erforderlich erachtete Auskunft, 
ſowie die Einſendung der bezüglichen Bücher und Schriftſtücke, auch von den 

rovinzial⸗ und den denſelben untergeordneten Behörden die Einſendung von 
ten zu verlangen. 

Der Präſident der Ober⸗Rechnungskammer ift befugt, Bedenken und 
Erinnerungen gegen die Rechnungen an Ort und Stelle durch Kommiſſarien 
Krörtern zu laffen, auch zur Informationseinziehung über die Einzelheiten der 
erwaltung Kommiſſarien abzuordnen. 

(Nr. 7989.) Eben⸗ 
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Ebenſo ſteht ihm das Recht zu, außerordentliche Kaſſen⸗ und Magazinrevi⸗ 
ſionen zu veranlaſſen. In dieſem Falle, ſowie in allen Fällen der Abſendung 
eines Kommiſſarius hat er jedoch dem betreffenden Verwaltungs⸗Chef davon vor⸗ 
herige Mittheilung zu machen, damit dieſer ſich an den Verhandlungen durch 
einen ſeinerſeits abzuordnenden Kommiſſarius betheiligen kann. 


$. 14. „9 


Alle Verfügungen der oberſten Staatsbehörden, durch welche in Beziehung 
auf Einnahmen oder Ausgaben des Staats eine allgemeine Vorſchrift gegeben, 
oder eine ſchon beſtehende abgeändert oder erläutert wird, müſſen ſogleich bei 
ihrem Ergehen der Ober⸗Rechnungskammer mitgetheilt werden. 

Allgemeine Anordnungen der Behörden über die Kaſſenverwaltung und 
Buchführung find ſchon vor ihrem Erlaß zur Kenntniß der Ober⸗Rechnungs⸗ 
kammer zu bringen, damit dieſelbe auf etwaige Bedenken, welche ſich aus ihrem 
Standpunkte ergeben, aufmerkſam machen kann. 

Die Vorſchriften über die formelle Einrichtung der Jahresrechnungen und 
Juſtifikatorien werden von der Ober-Rechnungskammer erlaſſen. Dieſelbe hat ſich 
darüber zwar vorher mit den betheiligten Departements⸗Chefs in Verbindung zu 
585 „ bei obwaltender Meinungsverſchiedenheit ſteht ihr aber die entſcheidende 

mme zu. 

Von allen auf die Rechnungslegung bezüglichen Beſchlüſſen eines der beiden 
Häuſer des Landtages iſt der Ober⸗Rechnungskammer zur Kenntnißnahme Mit⸗ 
theilung zu machen. 3 


Die Termine zur Einſendung der Rechnungen und die Friſten zur Erledi⸗ 
gung der dagegen aufgeſtellten Erinnerungen werden von der Ober⸗Rechnungs⸗ 


kammer feſtgeſtellt. 
feſtgeſt 8.16 


Die Provinzial» und die ihnen gleichſtehenden untergebenen Behörden find 
der Ober⸗Rechnungskammer in allen Angelegenheiten des Reſſorts derſelben un 
tergeordnet. Die Ober⸗Rechnungskammer iſt befugt, ihren Verfügungen nöthi⸗ 
genfalls durch Strafbefehle, innerhalb der für die oberſten Verwaltungsbehörden 
geſetzlich beſtimmten Grenzen, die ſchuldige Folgeleiſtung zu ſichern, auch etwa 
vorkommende Unangemeſſenheiten in Erledigung ihrer Erlaſſe zu rügen. 


$. 17. 


Die Ober⸗Rechnungskammer ertheilt den rechnungsführenden Beamten, 
wenn fie ihren Verbindlichkeiten vollſtändig genügt und die aufgeſtellten Erinne⸗ 
rungen erledigt haben, eine Decharge mit den in den $$. 146. bis 153. Theil I. 
Titel 14. des Allgemeinen Landrechts einer Quittung beigelegten Wirkungen. 
Stellen ſich Vertretungen des Rechnungsführers oder anderer Beamten bei der 
Rechnungsreviſion heraus, deren Deckung durch die Notatenbeantwortung nicht nach- 
gewieſen wird, fo hat die Ober⸗Rechnungskammer die weitere Verfolgung, welche 
von der vorgeſetzten Behörde zu betreiben iſt, nöthigen Falles durch Eintragung 


in das Soll der Einnahmen anzuordnen. 8. 18 


eg 
$. 18. 


Die nach Vorſchrift des Artikels 104. der Verfaſſungsurkunde mit der 
allgemeinen Rechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres von der Staats⸗ 
regierung dem Landtage vorzulegenden, von der Ober-Rechnungskammer unter 
„ unbedingter Verantwortlichkeit aufzuſtellenden Bemerkungen müſſen 
rgeben: 


1) ob die in der Rechnung aufgeführten Beträge in Einnahme und Aus⸗ 
gabe mit denjenigen übereinſtimmen, welche in den von der Ober⸗Rech⸗ 
nungskammer revidirten Kaſſenrechnungen in Einnahme und Ausgabe 
nachgewieſen ſind, 


2) ob und inwieweit bei der Vereinnahmung und Erhebung, bei der 

Verausgabung oder Verwendung von Staatsgeldern oder bei der Erwer⸗ 
bung, Benutzung oder Veräußerung von Staatseigenthum Abweichungen 
von den Beſtimmungen des geſetzlich feſtgeſtellten Staatshaushalts⸗Etats 
oder der von der Landesvertretung genehmigten Titel der Spezialetats 
(J. 19, oder von den mit einzelnen Poſitionen des Etats verbundenen 
Bemerkungen, oder von den Beſtimmungen der auf Sen eiern, 
und Staatsausgaben oder auf die Erwerbung, Benutzung oder Ver⸗ 
äußerung von Staatseigenthum bezüglichen Geſetze ſtattgefunden haben, 
insbeſondere 


3) zu welchen Etatsüberſchreitungen im Sinne des Artikels 104. der Ver⸗ 
faſſungsurkunde ($. 19.), ſowie zu welchen außeretatsmäßigen Ausgaben 
die Genehmigung des Landtages noch nicht beigebracht iſt. 


$. 19. 


Etatsüberſchreitungen im Sinne des Artikels 104. der Verfaſſungsurkunde 
find alle Mehrausgaben, welche gegen die einzelnen Kapitel und Titel des nach 
Artikel 99. a. a. O. feſtgeſtellten Staatshaushalts⸗Etats oder gegen die von der 
Landesvertretung genehmigten Titel der Spezialetats ſtattgefunden haben, ſoweit 
nicht einzelne Titel in den Etats als übertragbar ausdrücklich bezeichnet ſind und 
bei ſolchen die Mehrausgaben bei einem Titel durch Minderausgaben bei anderen 
ausgeglichen werden. Unter dem Titel eines Spezialetats iſt im Sinne dieſes 
Geſetzes zu verſtehen jede Poſition, welche einer ſelbſtſtändigen Beſchlußfaſſung 
der Landesvertretung unterlegen hat und als Gegenſtand einer ſolchen im Etat 
erkennbar gemacht worden iſt. 

In die zur 1 an den Landtag gelangenden Spezialetats ſind 
fortan, zuerſt in die Etats für das Jahr 1873., bei den Beſoldungsfonds die 
Stellenzahl und die Gehaltsſätze, welche für die Dispoſition über dieſe Fonds 
maßgebend ſind, aufzunehmen. 

Eine Nachweiſung der Etatsüberſchreitungen und der außeretatsmäßigen 
Ausgaben iſt jedesmal im nächſten Jahre, nachdem fie entſtanden find, den 

aͤuſern des Landtages zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. Die Erin⸗ 
nerungen der Rechnungslegung werden durch dieſe Genehmigung nicht 5 0 
(Nr. 7989.) . 20. 
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§. 20. 

Nach Ablauf eines jeden Geſchäftsjahres erſtattet die Ober⸗Rechnungskammer 
dem Könige einen Bericht über die Ergebniſſe ihrer Geſchäftsthätigkeit, welchem 
zugleich ihre gutachtlichen Vorſchläge beizufügen ſind, ob und inwieweit nach den 
aus den Rechnungen ſich ergebenden Reſultaten der Verwaltung zur Beförderung 


der Staatszwecke im Wege der Geſetzgebung oder der Verordnung zu treffende 
Beſtimmungen nothwendig oder rathſam erſcheinen. 


6. 21. 


Alle durch frühere Geſetze und Verordnungen erlaſſenen Beſtimmungen, 
ſoweit ſie dem gegenwärtigen Geſetze zuwiderlaufen, treten außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. März 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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